
 

Wilfried Westermann                                                     Falkenburg, im Mai  2015         

Kreisgruppensprecher                                                    Orthstraße 27

                                                                                       27777 Ganderkesee

                                                                                       Tel. 04222 8142      

An alle Jagdgenossenschaften und                                       

Eigenjagdbesitzer in der

Kreisgruppe  Oldenburg


                                                                               ZJEN aktuell                       

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Jagdgenossen,

nachstehend unsere neuesten Informationen:

Jäger und Jagdgenossen  stellen Normenkontrollantrag

Gänse und Schwäne richten immer größere Schäden an.Gegen die seit Oktober 2014 geltende neue Jagd- und Schonzeitenverordnung in Niedersachsen machen Jäger und Grundeigentümer mobil. Sie haben jetzt beim Oberverwaltungsgericht in Lüneburg Normenkontrollanträge auf den Weg gebracht. 

Die Antragsteller wenden sich gegen die Verbote und Einschränkungen der Jagd, die das Landwirtschaftsministerium mit der Jagdzeitenverordnung verfügt hat. Deshalb rufen sie das Gericht an, damit es die Verordnung zumindest in Teilen für unwirksam erklärt, weil sie gegen höherrangiges Recht verstößt. 

„Das Jagdrecht ist an das Eigentum gebunden – nicht die Jagdausübung muss daher begründet werden, sondern umgekehrt deren Einschränkung", stellt ZJEN-Geschäftsführer Peter Zanini, für die klagenden Grundeigentümer klar. 

Da die Kläger von der neuen Jagdzeitenverordnung unterschiedlich betroffen sind, gibt es auch bei den eingereichten Normenkontrollanträgen verschiedene Ansätze. Rechtlich überprüft wird nun unter anderem, ob die Einschränkungen der Jagdzeiten rechtlich haltbar sind. Diese betreffen beispielsweise den August als Jagdzeit für den Dachs, aus Sicht der Jäger die Zeit, in der dieser am effektivsten bejagt werden kann.

Aber auch die Streichung der Jagdzeit bei Blässhuhn, Saat- und Blässgans sowie die umfassenden Einschränkungen bei der Bejagung des Wasserfederwildes in Vogelschutzgebieten wollen die Kläger rechtlich prüfen lassen. Die Ausweisung eines Vogelschutzgebietes bedeutet keineswegs, dass dort nicht gejagt werden darf: Im Vorwort der Jagdbestimmungen zur EU-Vogelrichtlinie wird die Legitimität der Jagd auf beispielsweise Gänse und Enten als eine Form der nachhaltigen Nutzung voll anerkannt, wenn diese Tiere in ausreichender Zahl vorhanden sind.

Seit dem 1. Oktober 2014 gilt in Niedersachsen die neue Jagd- und Schonzeitenverordnung. ZJEN und LJN hatten wie andere Verbände des ländlichen Raums im Vorfeld die Fehlleistungen dieser neuen Verordnung kritisiert: „Da unsere Argumente und konstruktiven Vorschläge als Interessensvertretung der Jäger und Grundeigentümer im Landwirtschaftsministerium keinerlei Berücksichtigung gefunden haben, bleibt unseren Mitgliedern leider nur diese Möglichkeit der rechtlichen Auseinandersetzung“, begründen die beiden Verbandsvertreter abschließend. LJN und ZJEN als größter Grundeigentümerverband in Niedersachsen vertreten gemeinsam etwa 300.000 Mitglieder im ländlichen Raum. (sh.a. „zjen.de“ unter „ZJEN aktuell“)

Unterstützt werden die Klageführer in der Ausgabe 9 der Zeitschrift „Niedersächsischer Jäger“ durch  Beiträge vom Landesjagdverband Nordrhein-Westfalen, vom Deutschen Jagdverband, dem Landesbauernverband, dem Waldbesitzerverband, dem Sportfischerverband, dem Pferdesportverband Hannover, der Natur-und Umweltschutzvereinigung Dümmer, dem Verein Naturschutzpark Lüneburger Heide, der Jagdkynologischen Vereinigung, dem Institut für Wildtierforschung und  dem Verband der erufsjäger, die allesamt weitere Verbote und Einschränkungen fürchten.                                                   - 2 -

· 2  -

Nordrheinwestfalen: Landtag beschließt ökologisches Jagdgesetz

Die rot-grüne Landesregierung von NRW hat ihr „ökologisches“ Jagdgesetz durchgesetzt. Trotz heftiger Proteste von Jägern, Landwirten und Waldbauern hat der nordrhein-westfälische Landtag  ein „ökologisches“ Jagdgesetz (ÖJG) beschlossen. Die rot-grüne Mehrheit stimmte zusammen mit der Piratenpartei  für das Gesetz. Die Landesregierung will damit Tier- und Umweltschutz verbessern. Für die Jäger in NRW bringt das ÖJG nun viele Einschränkungen mit sich:

Verboten ist  das Töten von Katzen, der Abschuss von Hunden ist nur noch in absoluten Ausnahmen möglich, wenn andere und mildere Mittel vorher nicht erfolgreich waren. Auch die Baujagd ist nur noch in Ausnahmefällen zulässig, es gibt ein grundsätzliches Verbot der Baujagd auf Füchse oder auf Dachse im Natur- und Kunstbau. Totschlagfallen sind generell verboten. Aus Gründen des Verbraucherschutzes wird bleifreie Büchsenmunition ab dem 1. April 2016 allgemein vorgeschrieben. Der Katalog der jagdbaren Arten wird in Nordrhein-Westfalen neu festgelegt und anhand bestimmter Kriterien aktualisiert. Arten wie Wildkatze, Luchs, Graureiher und Greifvögel sind aus der Liste der jagdbaren Arten gestrichen worden. Neu aufgenommen in die Liste wurde hingegen der amerikanische Nerz (Mink). Hundeausbildung an flugunfähigen Enten und am Fuchs in der Schliefenanlage ist künftig verboten.    
Jäger haben künftig einen jährlichen Schießnachweis vorzulegen. Bei Zusammenstößen von Fahrzeugen mit Schalenwild besteht Meldepflicht aus Gründen des Tierschutzes, dagegen wird die  Trophäenschau abgeschafft. Die  Gremien der Jagdverwaltung werden erweitert.Die Jagdbeiräte  werden um je einen Vertreter oder eine Vertreterin des Tierschutzes erweitert. Das Aussetzen von Wildtieren ist nur noch als Hegemaßnahme mit Genehmigung erlaubt! Ein stärkerer Schutz des Waldes und wertvoller Schutzgebiete ist angesagt. Jägerinnen und Jäger sowie Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer sollen die jagdlichen Konzepte künftig so weit wie möglich gemeinsam planen. Die Bejagungsmöglichkeiten für Rehwild und Rothirsch sollen ausgeweitet werden. Künftig ist die Bildung von Jagdvereinigungen 
erleichtert und analog zu den Kriterien der anerkannten Tierschutzverbände formuliert. 

Als Zugeständnis konnte die CDU nur erreichen, dass die Jagdsteuer nicht wieder eingeführt wird. 

Jäger denken über gerichtliche Prüfung nach!

Die Grünen-Klientelpolitik erzwingt ein Gesetz gegen Jagd und Jäger, Land und Leute, sagt NRW-Jägerpräsident Ralph Müller-Schallenberg (Bild: LJV) Der Landesjagdverband hat angekündigt, das Gesetz unverzüglich einer Detailanalyse mit dem Ziel einer verfassungsrechtlichen Überprüfung zu unterziehen. Dazu NRW-Jägerpräsident Ralph Müller-Schallenberg: 
Nordrhein-Westfalen macht Jagdpolitik gegen Jagd und Jäger, Land und Leute. Die Regierungsfraktionen haben das Jagdgesetz einer ordentlichen parlamentarischen Beratung entzogen und auf undemokratische Weise durch den Landtag gepeitscht. Die Debatte im zuständigen Fachausschuss haben SPD und Grüne am 22. April verhindert, weil das Gesetz einer fachlichen Erörterung nicht standhält. Dies ist ein politisches Armutszeugnis und ruft nach gerichtlicher Überprüfung des Gesetzes.
 
Die Regierungskoalition betreibt mit ihrer Jagdpolitik eine Klientelgesetzgebung nach ideologischen Vorgaben gegen den massenhaften Protest aus der Mitte der Gesellschaft. Gute jagdliche Praxis und ungeteilter Tier- und Artenschutz werden verhindert. Ohne den Protest hätten wesentliche Änderungen allerdings nicht erreicht werden können (keine Abschaffung des Reviersystems, keine Wiedereinführung der Jagdsteuer, Katalog jagdbarer Arten). (aus top agrar)
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„Fitness-Check“ für EU-Richtlinien

EU-Kommission startet Online-Befragung zu EU-Naturschutz-richtlinien

Die EU-Kommission hat am 30. April 2015 eine öffentliche Konsultation zum sogenannten "Fitness-Check" der europäischen Naturschutzrichtlinien, der Vogel-Richtlinie und der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH), gestartet.

An der Konsultation kann sich jedermann bis zum 27.07.2015 online beteiligen.  Der Fitness-Check soll  zeigen, ob die Richtlinien ihre Aufgaben erfüllen und wo es möglicherweise Verbesserungsbedarf gibt. Die Ausweisung von Schutzgebieten bedeuten für die land- und fischereiwirtschaftliche sowie die jagdliche Nutzung in zunehmenden Maße auch Einschränkungen und Verbote, die zum Teil überzogen und der weiteren Akzeptanz der Richtlinien in der Bevölkerung nicht förderlich sind. 

Alle Grundeigentümer und Jäger sind daher aufgerufen, sich an der Befragung zu beteiligen! Dies ist nur online über folgenden Link möglich:

http://ec.europa.eu/environment/consultations/nature_fitness_check_en.htm (Der Bogen steht  dort auch in deutscher Sprache zur Verfügung). (aus DJV-Newsletter)

Hund von Wolf angegriffen

In Adenstedt (Lkr. Peine) soll der Husky einer Spaziergängerin im Wald von einem mutmaßlichen Wolf angegriffen worden sein. Als ihr Hund einen Schritt nach vorn ging, habe der Wolf zugebissen. 

Nach Meldung bei der Polizei hätten sich direkt Jäger und Wolfsexperten auf die Suche gemacht. Es gebe zwar einige Spuren im Wald, diese würden aber nicht für einen Nachweis ausreichen. Dennoch nehme man solche Hinweise sehr ernst und geht ihnen nach - zum Schutz von Mensch, Tier und Wolf.

Unterdessen kursiert in Jägerkreisen das Gerücht, dass ein hohes NABU-Mitglied am Sonntagabend den zuständigen Jagdpächter angerufen und um Stillschweigen - auch gegenüber der Presse - gebeten haben soll. (aus top agrar)

Mit besten Grüßen

Wilfried Westermann

